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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Mit seinem Postulat wollte Peter Hegglin (cvp, ZG) den Bundesrat zur Erstellung eines
Berichts über das Ruhegehalt für Magistratspersonen bewegen. Konkret ging es dem
Zuger Kantonsvertreter darum, die aktuellen Ruhestandsregelungen dem System der
beruflichen Vorsorge (BVG) anzupassen. Das heutige Ruhegehalt, das bis ans
Lebensende ausbezahlt werde, sei nicht mehr zeitgemäss, weil es auf der Idee beruhe,
dass gewählte Personen nach ihrem Rücktritt oder nach einer Abwahl keine Vorsorge
hätten. Dies sei aber heute nicht mehr der Fall, da gewählte Magistratspersonen vor
ihrer Wahl obligatorisch eine berufliche Vorsorge angelegt hätten, die dann noch
zusätzlich zum Ruhegehalt bezogen werden könne. 
Der Bundesrat empfahl das Postulat zur Ablehnung, da es das heutige System erlaube,
frei von Interessenverbindungen zu agieren, was wesentlich zur Unabhängigkeit von
Bundesrätinnen und Bundesräten sowie Richterinnen und Richtern beitrage. In der
Ratsdebatte verwies Bundeskanzler Walter Thurnherr zudem auf die Einfachheit des
aktuellen Systems. Das Ruhegehalt entspreche jeweils der Hälfte des Salärs und
reduziere sich, wenn mit Zusatzverdiensten das ganze Salär erreicht werde. Das sei
nicht nur einfach durchzusetzen, sondern auch klar und transparent. Hegglin hingegen
setzte die bestehende Regelung «Abgangsentschädigungen und goldenen
Fallschirmen» gleich. Er scheiterte mit seiner Idee letztlich knapp: Mit 18 zu 22 Stimmen
(2 Enthaltungen) wurde das Postulat abgelehnt. 1

POSTULAT
DATUM: 06.06.2019
MARC BÜHLMANN

Ohne Diskussion überwies der Ständerat das Postulat Hegglin (cvp, ZG) für eine
«zeitgemässe Besoldungs- und Ruhegehaltsregelung für Magistratspersonen». Peter
Hegglin dankte in seinen Ausführungen dem Bundesrat für den Antrag auf Annahme des
Postulats und erinnerte daran, dass die momentan geltende Regelung 1989 eingeführt
worden sei, heute aber nicht mehr genüge. Damals sei man davon ausgegangen, dass
gewählte Personen nach einer Abwahl oder einem Rücktritt keine Vorsorge, kein neues
Einkommen oder keine Rente hätten, weshalb ein Ruhegehalt angezeigt gewesen sei.
Dies entspreche aber kaum mehr einer modernen Gehaltsordnung. Bundeskanzler
Walter Thurnherr, der die bundesrätliche Empfehlung zur Annahme des Postulats in der
kleinen Kammer begründete, erinnerte daran, dass die aktuelle Regelung sehr effektiv
und einfach sei und es erlaube, die Magistratspersonen vor möglichen
Interessenbindungen und -konflikten zu bewahren. Allerdings sehe der Bundesrat
Handlungsbedarf im Vollzug der Besoldungs- und Ruhestandsregelungen. Ausdrücklich
wolle man die Zulässigkeit von rückwirkenden Auszahlungen regeln. Damit stellte der
Bundeskanzler den Bezug zur Causa Blocher her, ohne den ehemaligen Bundesrat zu
erwähnen. 2

POSTULAT
DATUM: 09.12.2020
MARC BÜHLMANN

Parlamentsmandat

Die Sonderprivilegien für Magistratspersonen und Parlamentsmitglieder in Form des
Ruhegehaltes für erstere bzw. der Überbrückungsleistung für zweitere seien
abzuschaffen, forderte Mike Egger (svp, SG) in einer Motion. Ehemalige Bundesrats- und
Bundesgerichtsmitglieder sowie ehemalige Bundeskanzlerinnen und Bundeskanzler
erhielten jährlich fast CHF 200'000 Rente und Parlamentarierinnen und Parlamentarier
erhielten auf Antrag Überbrückungsleistungen, obwohl sie auch eine
Arbeitslosenentschädigung beantragen könnten. Abgewählte Parlamentsmitglieder
können sogenannte Überbrückungsleistungen im Umfang von CHF 2'450 pro Monat für
maximal zwei Jahre beantragen. Sowohl die Ruhegehälter als auch die
Überbrückungsleistungen kämen einer Besserstellung gegenüber der Bevölkerung gleich
und müssten gestrichen werden, so der Motionär. Zudem schieden Bundesrats- und
Parlamentsmitglieder häufig noch in arbeitsfähigem Alter aus ihrem Amt. Sie dürften
vor allem dank ihrer guten Vernetzung durchaus in der Lage sein, eine neue berufliche
Tätigkeit zu finden, mit der sie weder auf Überbrückungsleistungen noch Ruhegehälter
angewiesen seien. Auch damit würden sie der arbeitenden Bevölkerung gleichgestellt,
führte Egger in der Sommersession 2022 aus. Bundeskanzler Walter Thurnherr nahm für
den Bundesrat Stellung und verwies auf den Bericht zu einem Postulat von Peter

MOTION
DATUM: 07.06.2022
MARC BÜHLMANN
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Hegglin (mitte, ZG): Dort würden mögliche Alternativen zur heutigen
Ruhestandsregelung aufgezeigt, aber auch argumentiert, dass solche Neuerungen einen
wesentlich höheren administrativen Aufwand und komplexe Regelungen nach sich
ziehen würden. Es sei am Parlament, hier mögliche Alternativen zu finden. Eine
ersatzlose Streichung einer Rente, wie sie von der Motion gefordert werde, lehne der
Bundesrat hingegen ab. In der schriftlichen Stellungnahme zur Motion hatte der
Bundesrat zudem auf einen erst kürzlich getroffenen Entscheid des Parlaments
verwiesen, die Überbrückungshilfe für Ratsmitglieder beizubehalten. Man sei damals
zuerst für eine Verschärfung gewesen, dann aber nicht auf die Vorlage eingetreten.
Mit 131 zu 51 Stimmen lehnte der Nationalrat die Motion ab. Neben der geschlossenen
SVP-Fraktion hatten auch Roger Nordmann (sp, VD) und Sidney Kamerzin (mitte, VS) den
«Ja»-Knopf gedrückt. 3

1) AB SR, 2019, S. 323 f.; NZZ, TA, 7.6.19
2) AB NR, 2020, S. 1276 f.; TA, 21.11.20
3) AB NR, 2022, S. 962 f.; Mo. 20.4698
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